
darstellimg aufzunehmen, die unter dem Ge­
sichtspunkt des anzuwendenden Strafgeset­
zes erheblich sind, um bereits mit der Dar­
stellung des Tatgeschehens die spätere recht­
liche Würdigung vorzubereiten. Die Darstel­
lung des Tatgeschehens muß die begangene 
Straftat in ihren objektiven und subjektiven 
Merkmalen sichtbar machen.

In bezug auf das Objekt genügt gewöhn­
lich die verständliche Bezeichnung der ge­
sellschaftlichen Erscheinungen oder Pro­
zesse, auf die der Angeklagte in einer für 
die Gesellschaft schädlichen Weise einge­
wirkt hat. Nur in Ausnahmefällen (z. B. in 
Strafsachen wegen Verbrechen gegen die 
Souveränität der DDR, den Frieden, die 
Menschlichkeit und die Menschenrechte, we­
gen Verbrechen gegen die DDR) sind zum 
Objekt der Straftat politische und juristi­
sche Ausführungen erforderlich.

Weil die objektive Seite der Straftat der 
Ausgangspunkt für die strafrechtliche Be­
urteilung ist, müssen in den Urteilsgründen 
alle Tatsachen geschildert werden, aus de­
nen hervorgeht, wie, wann, wo, mit welchen 
Mitteln und Methoden der Angeklagte durch 
Tun oder Unterlassen die gesetzlichen Merk­
male der Straftat erfüllt hat. Es muß ferner 
ersichtlich sein, welche Folgen eingetreten 
sind, ob ein Kausalzusammenhang zwischen 
dem untersuchten Handeln des Angeklagten 
und den schädlichen Folgen besteht und auf 
welche Ursachen und Bedingungen die Straf­
tat mit zurückgeführt werden muß (§ 5 
Abs. 2 StGB). Tatsachen, die mildernde Um­
stände erkennen lassen, sind ebenso wie 
schulderschwerende Tatsachen in die Sach­
verhaltsdarstellung aufzunehmen.

In den Urteilsgründen ist besonderer 
Wert auf die Darstellung derjenigen Tatsa­
chen zu legen, aus denen die Schuldart (Vor­
satz, Fahrlässigkeit), ferner die das Ziel der 
Straftat bestimmenden Absichten und Mo­
tive des Angeklagten, seine Verantwortlich­
keit für straf erschwerende Umstände oder 
auch ihm zugute zu haltende mildernde Um­
stände hervorgehen.

Liegt Fahrlässigkeit vor, so ist in den 
Urteilsgründen unter Beachtung des in § 9 
StGB gegebenen Begriffs der Pflichten fest­
zustellen, woraus sich die Pflichten ergaben, 
die der Angeklagte verletzt hat. Es muß dar­
gestellt werden, wie und in welchem Grade

sie verletzt wurden, warum der Angeklagte 
sich über diese Pflichten hinweggesetzt oder 
sie sich nicht bewußtgemacht hat und wel­
che Folgen aus der Pflichtverletzung ent­
standen. Deshalb ist es bei Fahrlässigkeits­
delikten unerläßlich, daß die Urteilsgründe 
die Tatsachen anführen, aus denen sich be­
wußte Leichtfertigkeit (§ 7 StGB) oder fahr­
lässiges Handeln unter bewußter Verletzung 
der dem Angeklagten obliegenden Pflichten 
(§ 8 Abs. 1 StGB) oder fahrlässiges Handeln, 
weil sich der Täter aus verantwortungsloser 
Gleichgültigkeit oder aus Gewöhnung an die 
Pflichtverletzung seine Pflichten nicht be­
wußt gemacht hat (§ 8 Abs. 2 StGB) ergeben. 
Nur der unter den Gesichtspunkten der 
Fahrlässigkeit in seinen Zusammenhängen 
erschöpfend dargestellte Sachverhalt kann 
eine ausreichende Grundlage für die Verur­
teilung wegen einer fahrlässig begangenen 
Straftat bilden.

Weil hinter jeder Straftat als einem Akt 
menschlichen Fehlverhaltens stets eine Per­
sönlichkeit steht, kann die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit des Angeklagten nicht 
richtig erkannt werden, wenn sie losgelöst 
von der Persönlichkeit behandelt wird. 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit müssen, um maximal zur Um­
erziehung und zugleich zur allgemeinen Vor­
beugung von Straftaten beizutragen, die Tä­
terpersönlichkeit mit berücksichtigen. 
Darum genügt es zur Begründung der im 
Urteil festgestellten strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit des Angeklagten und der gegen 
ihn ausgesprochenen Maßnahme der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit nicht, daß die 
Sachverhaltsdarstellung nur schildert, durch 
welches Handeln sich der Angeklagte einer 
bestimmten Straftat schuldig gemacht hat. 
Die Sachverhaltsfeststellung muß auch zei­
gen, was für eine Persönlichkeit der Ange­
klagte ist, warum er straffällig wurde, wel­
che Umstände und Motive bei ihm den Tat­
entschluß ausgelöst oder beeinflußt haben. 
Dabei sollen sich die Urteilsgründe auf tat­
bezogene Feststellungen beschränken.

Welche über die Persönlichkeit Aufschluß 
gebenden Tatsachen in die Sachverhaltsdar- 
stellung gehören, ergibt sich aus der spezifi­
schen Art und Begehungsweise der vom 
Angeklagten verübten Straftat sowie aus der 
Schuldart.
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